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I. Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird der Beschluss vom 23. Dezember
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2019 dahingehend abgeÃ¤ndert, dass die Beigeladene einstweilig verpflichtet wird,
der Antragstellerin von April bis September 2020 monatlich 714,- EUR zu erbringen.
Im Ã�brigen wird die Beschwerde zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beigeladene hat die auÃ�ergerichtlichen Kosten der Antragstellerin fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren zur HÃ¤lfte zu erstatten. Im Ã�brigen sind keine
auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I. Im Streit sind LeistungsausschlÃ¼sse aufgrund Ausbildung und
StaatsangehÃ¶rigkeit.

Die 1992 geborene Antragstellerin ist italienische StaatsangehÃ¶rige. Von April bis
September 2015 war sie an der Technischen UniversitÃ¤t A â�¦ immatrikuliert.

Ab November 2016 bestand zwischen der Antragstellerin und dem Betreiber eines
Restaurants ein Vertrag als "freie Mitarbeiterin" fÃ¼r eine VergÃ¼tung von 300,-
EUR monatlich ("Freier-Mitarbeiter-Vertrag" v. 01.11.2016) und von Januar bis
Dezember 2017 beim selben Arbeitgeber ein Vertrag als Kellnerin fÃ¼r
regelmÃ¤Ã�ig 24 Stunden bei einer VergÃ¼tung von 215,- EUR monatlich
(Arbeitsvertrag v. 01.01.2017), der zum 30.09.2017 vom Arbeitgeber gekÃ¼ndigt
wurde (KÃ¼ndigung v. 15.09.2017). Bescheinigt ist ein tatsÃ¤chlicher Verdienst von
215,- EUR monatlich fÃ¼r Januar bis Juni 2017 und 200,- EUR monatlich fÃ¼r Juli
und August 2017.

Vom 04.10.2017 bis 08.11.2017 war die Antragstellerin als Raumpflegerin mit einer
Wochenarbeitszeit von mindestens 5,25 Stunden und einer VergÃ¼tung nach den
TarifvertrÃ¤gen fÃ¼r das GebÃ¤udereiniger-Handwerk beschÃ¤ftigt (Arbeitsvertrag
v. 16.10.2017, KÃ¼ndigung der Antragstellerin v. 08.11.2017). Die tatsÃ¤chliche
VergÃ¼tung betrug 310,82 EUR (brutto) / 301,82 EUR (netto) fÃ¼r Oktober 2017
und 85,75 EUR (brutto / netto) fÃ¼r November 2017.

FÃ¼r Zeiten vom 04.08.2017 bis 28.09.2017 und 04.10.2017 bis 20.12.2017 zahlte
die Antragstellerin Rechnungen fÃ¼r ihre Teilnahme an einem Integrationskurs
Deutsch.

Vom 01.02.2018 bis 31.07.2019 war die Antragstellerin bei der Y â�¦ GmbH als
Sales Assistent beschÃ¤ftigt, zunÃ¤chst als Teilzeitkraft fÃ¼r regelmÃ¤Ã�ig 20
Stunden wÃ¶chentlich und einem Arbeitsentgelt von 770,- EUR brutto monatlich (ihr
am 22.01.2018 Ã¼bersandter Arbeitsvertrag) und ab dem 02.09.2018 als
Aushilfskraft fÃ¼r 11,5 Stunden wÃ¶chentlich und 450,- EUR monatlich
(Ã�nderungsvertrag v. 31.08.2018). Das zunÃ¤chst fÃ¼r ein Jahr befristete und um
zwÃ¶lf Monate verlÃ¤ngerte (Vertrag v. 12.11.2018) BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
endete durch KÃ¼ndigung der Antragstellerin (Schreiben v. 21.06.2019). Zur HÃ¶he
des tatsÃ¤chlichen Verdiensts von Februar 2018 bis Juli 2019 wird auf die
entsprechenden Abrechnungen Bezug genommen (Bl. 98 ff. der Gerichtsakte).
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Ab August 2019 begann die Antragstellerin an einer Berufsfachschule fÃ¼r
Sozialwesen â�� staatlich anerkannte Ersatzschule eine kostenpflichtige,
einjÃ¤hrige Ausbildung zur staatlich geprÃ¼ften Sozialassistentin (Schulvertrag v.
19.03.2019). AusbildungsfÃ¶rderung hierfÃ¼r wurde abgelehnt, da die
Antragstellerin kein Recht auf Daueraufenthalt habe (Bescheid v. 03.04.2020). Zum
31.01.2020 kÃ¼ndigte die Antragstellerin den Schulvertrag aus wichtigem Grund
(Schreiben v. 27.01.2020). Eine WeiterfÃ¼hrung der Ausbildung stehe ihrer
psychischen Stabilisierung und Genesung entgegen (Bescheinigung v. Frau X â�¦,
u.a. Diplom-Sozialarbeiterin, Heilpraktikerin fÃ¼r Psychotherapie, v. 04.02.2020).

Ab dem 26.09.2015 war die Antragstellerin in der W â�¦straÃ�e in A â�¦ gemeldet
(Meldebescheinigung v. 12.10.2015), wo sie ohne eigenen Vertrag mit dem
Vermieter mit zwei anderen Personen in einer Mietwohnung (Mietvertrag ab Mai
2011) in Wohngemeinschaft (WG) lebte (BestÃ¤tigung der WG-Mitglieder v.
01.09.2015, ErklÃ¤rung der Antragstellerin v. 06.07.2017).

Seit dem 31.12.2017 ist die Antragstellerin gemeinsam mit dem 1988 geborenen V
â�¦ Mieter einer Wohnung in der A-StraÃ�e in A â�¦ mit einer WohnflÃ¤che von
61,29 mÂ² und zentraler Warmwassererzeugung, fÃ¼r die zunÃ¤chst insgesamt
monatlich 525,74 EUR (367,74 EUR Grundmiete + je 79,- EUR Vorauszahlungen
fÃ¼r Betriebs- und Heizkosten) zu zahlen waren (Mietvertrag v. 02.12.2017) und
seit November 2019 insgesamt monatlich 568,74 EUR (367,74 EUR + 122,- EUR
Betriebskosten + 79,- EUR Heizkosten) zu zahlen sind (Betriebskostenabrechnung v.
31.08.2019 fÃ¼r Dezember 2017 bis September 2018 mit einer zum 01.11.2019
fÃ¤lligen Nachforderung von 334,37 EUR).

Am 04.07.2017 beantragte die Antragstellerin beim Antragsgegner erstmals
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Als ihr BevollmÃ¤chtigter trat Herr
V â�¦ auf (Vollmacht v. 11.07.2019, E-Mail v. 26.07.2017). Der Antragsgegner
erbrachte der Antragstellerin von Juli 2017 bis September 2019 Arbeitslosengeld
(Alg) II.

Ihren am 16.09.2019 gestellten Weiterbewilligungsantrag lehnte der Antragsgegner
ab (Bescheid v. 14.10.2019; Widerspruchsbescheid v. 29.10.2019, W 6600/19). Die
Antragstellerin sei von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen, da sie eine rein
schulische Ausbildung absolviere und keine Arbeitnehmerin mehr sei, kein
Zusammenhang zwischen der Ausbildung und ihrer frÃ¼heren ErwerbstÃ¤tigkeit
bestehe sowie keine von der Agentur fÃ¼r Arbeit bestÃ¤tigte unfreiwillige
Arbeitslosigkeit vorliege. Ã�ber die dagegen beim Sozialgericht (SG) Dresden
erhobene Klage (Az.: S 43 AS 3528/19) ist noch nicht entschieden. Am 07.11.2019
hat die Antragstellerin beim SG Dresden einstweiligen Rechtsschutz beantragt (Az.: 
S 43 AS 3339/19 ER). Nach einem halben Jahr Studium in Deutschland habe sie hier
fast die gesamte Zeit bis Juli 2019 gearbeitet. Die Ausbildung ab August 2019 habe
sie in Abstimmung mit ihrem Arbeitsvermittler aufgenommen. Ihre Hochschulreife
werde angerechnet.

Das SG hat den Antrag abgelehnt (Beschluss v. 23.12.2019) und hierzu
zusammengefasst ausgefÃ¼hrt: Die Antragstellerin sei nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2

                             3 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2043%20AS%203339/19
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html


 

a) SGB II von Leistungen ausgeschlossen. Eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach
Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 FreizÃ¼gG/EU scheide aus, da kein ArbeitsverhÃ¤ltnis mehr
bestehe. Ihre schulische Berufsausbildung begrÃ¼nde ebenso keine
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung, da Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 2 FreizÃ¼gG/EU eine
entgeltliche AusbildungstÃ¤tigkeit, die einen Arbeitnehmerstatus begrÃ¼nde,
verlange. Hier fehle es mangels VergÃ¼tung der Antragstellerin bereits an einem
AustauschverhÃ¤ltnis. Einen fortwirkenden Arbeitnehmerstatus (Â§ 2 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 FreizÃ¼gG/EU) besitze sie auch nicht. Ã�ber ein Aufenthaltsrecht als
EmpfÃ¤ngerin von Dienstleistungen (Â§ 2 Abs. 2 Nr. 4 FreizÃ¼gG/EU) verfÃ¼ge die
Antragstellerin ebenso nicht, da sie offenkundig einen Daueraufenthalt in
Deutschland anstrebe und der Besuch der Berufsfachschule nicht unter den Begriff
der passiven Dienstleistungsfreiheit falle, auch wenn die Ausbildung an einer
privaten Einrichtung erfolge. Die RÃ¼ckausnahme vom Leistungsausschluss nach 
Â§ 7 Abs. 1 Satz 4 SGB II liege nicht vor, da die Antragstellerin noch nicht
mindestens fÃ¼nf Jahre ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet habe.
Ã�ber ausreichende Existenzmittel verfÃ¼ge sie auch nicht (Â§ 2 Abs. 2 Nr. 5 i.V.m.
Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU). Ein mÃ¶gliches vorÃ¼bergehendes Aufenthaltsrecht wegen
Schulbesuchs (Â§ 11 Abs. 1 S. 11 FreizÃ¼gG/EU i.V.m. Â§ 16b AufenthG) erÃ¶ffne
ihr keine lÃ¤ngerfristige Bleibeperspektive und daher keinen Leistungszugang. Der
Anwendbarkeit des Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II stehe weder das EFA noch Europarecht
entgegen. Weiterhin dÃ¼rfte die Antragstellerin auch nach Â§ 7 Abs. 5 Satz 1 SGB II
von Leistungen ausgeschlossen sein, da ihre Ausbildung dem Grunde nach
fÃ¶rderungsfÃ¤hig sei (Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BAfÃ¶G) sei. Die Voraussetzungen
fÃ¼r eine RÃ¼ckausnahme nach Â§ 7 Abs. 6 SGB II und fÃ¼r einen Anspruch nach 
Â§ 27 Abs. 3 SGB II seien nicht glaubhaft gemacht. SchlieÃ�lich bestehe kein
Anspruch der Antragstellerin auf Leistungen nach dem SGB XII. Daher sei eine
Beiladung des zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤gers unterblieben. Die Antragstellerin sei
nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII von Leistungen nach dem Dritten Kapitel des
SGB XII ausgeschlossen. Nichts anderes gelte nach dem EFA, auch wenn die
Bundesregierung bezÃ¼glich des SGB XII weiterhin keinen Vorbehalt erklÃ¤rt habe.
AnsprÃ¼che auf Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen (Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB XII) bzw.
Leistungen nach der HÃ¤rtefallregelung (Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB XII) seien nicht
Gegenstand des Verfahrens und wÃ¤ren selbst bei entsprechender Auslegung des
Antragsbegehrens abzulehnen, da durch sie kein dauerhafter Leistungsbezug zur
Absolvierung einer Ausbildung mit dem Ziel eines Daueraufenthalts mÃ¶glich sei. 
Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II und Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII seien mit dem
Grundgesetz vereinbar. Eine vorlÃ¤ufige LeistungsgewÃ¤hrung nach Â§ 41a Abs. 7
SGB II erfolge auch unter WÃ¼rdigung des beim BVerfG anhÃ¤ngigen Verfahrens 1
BvL 4/16 nicht.

Gegen den â�� ihr am 27.12.2019 zugestellten â�� Beschluss hat die
Antragstellerin am 16.01.2020 beim SG Beschwerde eingelegt. Der Senat hat den
TrÃ¤ger der Sozialhilfe beigeladen (Beschluss v. 10.03.2020).

Die Antragstellerin meint, ihre Ausbildung sei eine Berufsausbildung i.S.d. Â§ 2 Abs.
2 Nr. 1 FreizÃ¼gG/EU bzw. eine schulische Ausbildung i.S.d. Â§ 16 AufenthG, da die
Ausbildung zu sozialen Berufen in den Mitgliedstaaten unterschiedlich erfolge, was
bei der Auslegung von Unionsrecht zu beachten sei. Die Aufgabe ihrer Arbeit sei
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auch nicht freiwillig, sondern nach Vereinbarung mit dem Antragsgegner erfolgt.
Der Rechtsgedanke des Â§ 72 Abs. 1 Nr. 1 AsylG sei Ã¼bertragbar. Â§ 7 Abs. 5 SGB
II sei durch Â§ 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB II ausgeschlossen, da die Ausbildung sicherlich
auch am Wohnsitz ihrer Eltern mÃ¶glich sei. Die Auffassung des SG zu Â§ 23 Abs. 3
SGB XII entspreche nicht dem Stand der aktuellen Rechtsprechung.

Nach Aufforderung des Senats hat die Antragstellerin vorgetragen: Im Oktober 2019
habe sie von ihren Eltern ein Darlehen von 2.000,- EUR in bar erhalten, welches sie
bis Ende 2020 ohne Zinsen zurÃ¼ckzahlen mÃ¼sse (Darlehensvertrag v.
16.10.2019). Hiervon habe sie ihren Lebensunterhalt bestritten. Anfang April 2020
seien ihr noch 30,- EUR Ã¼briggeblieben. ErwerbstÃ¤tig sei sie in diesem Jahr trotz
entsprechender BemÃ¼hungen im Januar und Februar 2020 noch nicht gewesen.
Sie halte sich weiterhin in Deutschland auf, wie ihr Mitbewohner V â�¦ bestÃ¤tigt
habe (E-Mail v. 24.03.2020). Er trage seit Oktober 2019 ihren Mietanteil und fordere
Ausgleich.

Die Antragstellerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Beschluss des Sozialgerichts
Dresden vom 23.12.2018 aufzuheben und den Antragsgegner, hilfsweise die
Beigeladene, einstweilig zu verpflichten, ihr 547,40 EUR fÃ¼r November 2019 und
714,- EUR monatlich von Dezember 2019 bis lÃ¤ngstens September 2020 zu
erbringen.

Der Antragsgegner beantragt, die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Ein Aufenthaltsrecht nach Â§ 16 AufenthG bestehe nicht. FÃ¼r die Ausbildung habe
sich die Antragstellerin autonom entschieden. Ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im
Bundesgebiet seit mindestens fÃ¼nf Jahren sei nicht nachgewiesen, da ein
Aufenthalt fÃ¼r ein Erasmussemester keinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt begrÃ¼nde
und auch kein dauerhafter tatsÃ¤chlicher Aufenthalt ohne wesentliche
Unterbrechungen belegt sei. 2020 habe sich die Antragstellerin bei ihm bisher nicht
zur Vermittlung in Arbeit gemeldet.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag. Leistungen nach dem SGB XII erbringe sie
nicht. Ab April 2020 sei der Antragsgegner zustÃ¤ndig.

II. Die nicht nach Â§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG ausgeschlossene, damit statthafte (Â§
172 Abs. 1 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Beschwerde ist ab April 2020
insoweit begrÃ¼ndet, dass die Beigeladene der Antragstellerin einstweilig Hilfe zum
Lebensunterhalt zu erbringen hat. Im Ã�brigen ist die Beschwerde unbegrÃ¼ndet.
FÃ¼r November 2019 bis MÃ¤rz 2020 erscheint keine einstweilige Anordnung
nÃ¶tig, fÃ¼r April bis September 2020 ist die Antragstellerin von Leistungen nach
dem SGB II ausgeschlossen.

Streitgegenstand sind existenzsichernde Leistungen fÃ¼r November 2019 bis
lÃ¤ngstens September 2020 (vgl. Antrags- und Beschwerdeschrift v. 07.11.2019
und 16.01.2020 i.d.F. des korrigierenden Schreibens v. 13.02.2020). Dem
Gesamtzusammenhang des Vorbringens der Antragstellerin ist ein Begehren (Â§
123 SGG) nach hilfsweiser Leistungserbringung durch die Beigeladene zu
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entnehmen, zumal sie im Verfahren beim SG deren Beiladung beantragt hat (vgl.
Schreiben v. 18.12.2019, S. 4 f.). Gegenstand des Verfahrens ist neben der
vorinstanzlichen Entscheidung der Bescheid vom 14.10.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29.10.2019 (W 6600/19; Â§ 95 SGG), mit dem der
Antragsgegner den Weiterbewilligungsantrag der Antragstellerin vom 16.09.2019
ablehnte und der fÃ¼r die Beteiligten in der Sache nicht bindend wurde (Â§ 77 SGG
).

Statthaft ist ein Antrag nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG. Danach sind einstweilige
Anordnungen auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein
streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (sog. Regelungsanordnung).

Der auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Antrag auf einstweilige Anordnung nach Â§ 86b
Abs. 2 Satz 2 SGG ist fÃ¼r November 2019 bis MÃ¤rz 2020 unbegrÃ¼ndet und fÃ¼r
April bis September 2020 begrÃ¼ndet.

FÃ¼r eine einstweilige Anordnung sind ein materiell-rechtlicher Anspruch
(Anordnungsanspruch) und die EilbedÃ¼rftigkeit (Anordnungsgrund) glaubhaft zu
machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 ZPO). Dabei dÃ¼rfen aus
verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden (Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG) die Anforderungen an
das Vorliegen von Anordnungsanspruch und -grund, gemessen an der drohenden
Rechtsverletzung, nicht Ã¼berspannt werden (zur Rechtsprechung des BVerfG vgl.
z.B. Burkiczak in: jurisPK-SGG, Â§ 86b Rn. 49 ff.).

Ein Anordnungsanspruch fÃ¼r eine einstweilige Anordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz
2 SGG ist glaubhaft gemacht, wenn Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist, dass der in
der Hauptsache geltend gemachte Anspruch tatsÃ¤chlich besteht (vgl. z.B. Krodel
in: BeckOK-SGG, Â§ 86b Rn. 68). Dies ist in AbhÃ¤ngigkeit von einer drohenden
Grundrechtsverletzung und ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit nach summarischer bis
abschlieÃ�ender PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage zu beurteilen, soweit eine
entsprechende KlÃ¤rung im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes mÃ¶glich
ist; anderenfalls kann auf der Grundlage einer FolgenabwÃ¤gung entschieden
werden (vgl. z.B. BVerfG v. 14.03.2019 â�� 1 BvR 169/19 â�� Rn. 14 f. und BVerfG
v. 23.05.2019 â�� 1 BvR 1724/18 â�� Rn. 22, jeweils m.w.N.; ausfÃ¼hrlicher zu den
nicht stets einheitlich bewerteten PrÃ¼fungsmaÃ�stÃ¤ben sowie zum VerhÃ¤ltnis
zwischen Anordnungsanspruch und -grund z.B. Burkiczak, a.a.O., Â§ 86b Rn. 324 ff.,
399 ff.; Krodel, a.a.O., Â§ 86b Rn. 67 ff. und ders. in: Berchtold/Richter, Prozesse in
Sozialsachen, 2. Aufl. 2016, Â§ 5 Rn. 79 ff.).

Ein Anordnungsgrund fÃ¼r eine einstweilige Anordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2
SGG ist glaubhaft gemacht, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 letzter Halbs. SGG).
Hiervon kann bei Unzumutbarkeit des Verweises auf die Entscheidung in der
Hauptsache ausgegangen werden (vgl. nur Burkiczak, a.a.O., Â§ 86b Rn. 353 und
Keller in: Meyer-Ladewig u.a., SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 86b Rn. 28), was nach
wertender Betrachtung im konkreten Einzelfall zu beurteilen ist (vgl. z.B. BVerfG v.
01.08.2017 â�� 1 BvR 1910/12 â�� Rn. 15; vgl. in diesem Zusammenhang auch
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BVerfG v. 19.09.2017 â�� 1 BvR 1719/17 â�� Rn. 8, wonach sich allein aus dem
Umstand des Streits um existenzsichernde Leistungen kein schwerer und
unabwendbarer Nachteil i.S.d. Â§ 90 Abs. 2 Satz 2 BVerfGG ergibt).

Anordnungsanspruch und -grund mÃ¼ssen noch zum Zeitpunkt der gerichtlichen
(Beschwerde-) Entscheidung glaubhaft gemacht worden sein (vgl. z.B. Burkiczak,
a.a.O., Â§ 86b SGG, Rn. 327, 370). FÃ¼r Leistungen fÃ¼r einen zu diesem Zeitpunkt
in der Vergangenheit liegenden Zeitraum ist fÃ¼r die Annahme eines
Anordnungsgrunds die Glaubhaftmachung eines besonderen Nachholbedarfs
nÃ¶tig, der besteht, wenn die NichtgewÃ¤hrung der begehrten Leistungen in der
Vergangenheit in die Gegenwart fortwirkt und weiterhin wesentliche Nachteile
begrÃ¼ndet (vgl. ausfÃ¼hrlicher z.B. SÃ¤chs. LSG v. 04.04.2016 â�� L 7 AS
1277/15 B ER â�� juris Rn. 35 f. und 11.09.2017 â�� L 7 AS 595/17 B ER â�� juris
Rn. 21 ff., jeweils m.w.N. aus der Rspr. des Senats).

Unter Beachtung dieser MaÃ�stÃ¤be hat die Antragstellerin fÃ¼r November 2019
bis MÃ¤rz 2020 keinen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht, da ihr unter
WÃ¼rdigung der in diesem Verfahren ermittelten und vorgetragenen UmstÃ¤nde
des Einzelfalls insoweit gegenwÃ¤rtig keine wesentlichen Nachteile drohen, zu
deren Abwendung eine einstweilige Anordnung nÃ¶tig erscheint.

Die Antragstellerin hat erst nach wiederholten Nachfragen (gerichtliche Schreiben v.
27.02.2020 und 30.03.2020) vorgetragen (Schreiben und ErklÃ¤rung v.
01.04.2020), dass sie seit Oktober 2019 ihren Lebensunterhalt durch ein Darlehen
ihrer Eltern in HÃ¶he von 2.000,- EUR bestritten und Herr V â�¦ seit diesem Monat
ihren Mietanteil getragen habe, ohne zunÃ¤chst jeweils Art und Weise evtl.
vereinbarter RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten zu konkretisieren ("Ich muss die
erhaltene Summe an meine Eltern zurÃ¼ckzahlen." und "Der Mitbewohner fordert
allerdings Ausgleich"). Nach Einwand der Beigeladenen (Schreiben v. 21.04.2020)
hat die Antragstellerin zuletzt einen Vertrag vom 16.10.2019 vorgelegt (Schreiben
v. 28.04.2020), wonach sie bis Ende des Jahres 2020 die Darlehenssumme ohne
Zinsen zurÃ¼ckzahlen mÃ¼sse. Unter diesen UmstÃ¤nden ist bereits nicht
vorgetragen, aus welchen GrÃ¼nden der Antragstellerin fÃ¼r November 2019 bis
MÃ¤rz 2020 gegenwÃ¤rtig das Abwarten einer gerichtlichen Entscheidung im
Hauptsachverfahren unzumutbar sein soll. Dabei war auch zu berÃ¼cksichtigen,
dass im weiteren Verlauf dieses Jahres bei der Antragstellerin tatsÃ¤chliche und
rechtliche VerÃ¤nderungen â�� z.B. durch erneute ErwerbstÃ¤tigkeit â�� nicht
unwahrscheinlich sind. Einen angenommenen Regelbedarf (vgl. insb. Â§ 19 Abs. 1
Satz 1, Satz 3, Â§ 20 SGB II bzw. Â§ 27 Abs. 1, Â§ 27a SGB XII) konnte die
Antragstellerin mit vorgenanntem Darlehen bis Anfang April 2020 tatsÃ¤chlich
decken (vgl. ErklÃ¤rung v. 01.04.2020, wonach ihr von den 2.000,- EUR noch 30,-
EUR geblieben seien). Damit wÃ¤re bis MÃ¤rz 2020 zumindest ein Betrag der
Regelbetragsstufe 2 (389,- EUR monatlich; vgl. nur Â§ 20 Abs. 4 SGB II, Â§ 27a Abs.
3 Satz 1 Halbs. 1 SGB XII i.d.F. des Gesetzes v. 22.12.2016, BGBl. I 3159; Anlage zu 
Â§ 28 SGB XII i.d.F. der RBSFV 2020 v. 15.10.2019, BGBl. I, 1452) gedeckt gewesen.
Ob fÃ¼r die Antragstellerin â�� bei angenommener Leistungsberechtigung â��
fÃ¼r vergangene Zeiten ein Betrag der Regelbedarfsstufe 1 (432,- EUR monatlich)
anzuerkennen ist, bedarf weiterer Ermittlungen, die dem Hauptsacheverfahren
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vorbehalten bleiben. Anlass hierfÃ¼r besteht, nachdem Herr V â�¦ bereits im
Verfahren zum Erstantrag der Antragstellerin beim Antragsgegner ihr
BevollmÃ¤chtigter gewesen ist (Vollmacht v. 11.07.2017, E-Mail v. 26.07.2017),
ohne â�� nach Angaben der Antragstellerin â�� zu diesem Zeitpunkt mit ihr
zusammen zu wohnen, er seit Dezember 2017 mit ihr allein eine Unterkunft teilt
(Mietvertrag v. 02.12.2017) und seit Oktober 2019 deren Mietanteil Ã¼bernommen
hat, ohne dass Einzelheiten hierzu konkret vorgetragen wurden.

Unter vorgenannten UmstÃ¤nden steht auch der Erhalt der Unterkunft (zur
Erheblichkeit dieses Umstands bei der PrÃ¼fung des Anordnungsgrunds und zur
BerÃ¼cksichtigung negativer Folgen bei drohendem Verlust der Unterkunft vgl.
insb. BVerfG v. 01.08.2017 â�� 1 BvR 1910/12 â�� Rn. 16 ff.) der Antragstellerin
gegenwÃ¤rtig nicht in Frage.

Mangels glaubhaft gemachten Anordnungsgrunds ist die PrÃ¼fung eines
Anordnungsanspruchs fÃ¼r November 2019 bis MÃ¤rz 2020 entbehrlich (vgl. z.B.
BVerfG v. 27.07.2016 â�� 1 BvR 1241/16 â�� Rn. 12). Daher kann dahinstehen, ob
und inwieweit die Einwendungen der Antragstellerin gegen die ausfÃ¼hrlich
begrÃ¼ndete Entscheidung des SG Ã¼berzeugen, soweit sie sich auf die
Ausbildungszeit bis Januar 2020 beziehen.

FÃ¼r April bis September 2020 sind Anordnungsanspruch und -grund nur fÃ¼r die
von der Beigeladenen zu erbringende Hilfe zum Lebensunterhalt glaubhaft
gemacht.

Von Leistungen nach dem SGB II ist die Antragstellerin trotz Abbruchs ihrer
Ausbildung zum 31.01.2020 ausgenommen (Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II i.d.F des
Gesetzes v. 22.12.2016, BGBl. I 3155), selbst wenn sie seit dem Ã¼ber eine
materielle FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1a FreizÃ¼gG/EU
(i.d.F. des Gesetzes v. 02.12.2014, BGBl. I 1922) verfÃ¼gt (Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2b
SGB II; zur FreizÃ¼gigkeitsberechtigung spÃ¤ter).

Dem steht zumindest bis September 2020 auch nicht Â§ 7 Abs. 1 Satz 4 Halbs. 1
SGB II entgegen, da die Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht hat, seit
mindestens fÃ¼nf Jahren ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet zu
haben. Zwar beginnt diese Frist mit der Anmeldung bei der zustÃ¤ndigen
MeldebehÃ¶rde (Â§ 7 Abs. 1 Satz 5 SGB II), was hier allein zeitlich betrachtet ab
April 2015 in Betracht kommen kÃ¶nnte, wenn sich die Antragstellerin bereits mit
Beginn ihrer Immatrikulation zum 01.04.2015 an der Technischen UniversitÃ¤t A â�¦
in der U â�¦-Str. / Wohnung. (vgl. AnmeldebestÃ¤tigung v. 12.10.2015 unter
bisherige Wohnung) â�� einem Studentenwohnheim (vgl.
https://www.studentenwerk-dresden.de ) Wohnen ) Wohnheime) â�� angemeldet
haben sollte. Materiell-rechtliche Voraussetzung fÃ¼r die RÃ¼ckausnahme des Â§ 7
Abs. 1 Satz 4 SGB II zu Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II ist indes ein gewÃ¶hnlicher
Aufenthalt. Den hat jemand dort, wo er sich unter UmstÃ¤nden aufhÃ¤lt, die
erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur
vorÃ¼bergehend verweilt (Â§ 30 Abs. 3 Satz 2, Â§ 37 Satz 1 Halbs. 1 SGB I; hierzu
zu Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II z.B. BSG v. 30.01.2013 â�� B 4 AS 54/12 R â�� Rn.
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18 f.). Sinn und Zweck des Â§ 7 Abs. 1 Satz 4 f. SGB II ist die uneingeschrÃ¤nkte
Geltung des SGB II fÃ¼r auslÃ¤ndische erwerbsfÃ¤hige Personen ohne materielles
FreizÃ¼gigkeits- oder Aufenthaltsrecht, bei denen absehbar ist, dass sie dauerhaft
oder jedenfalls fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum in Deutschland verbleiben werden
und damit eine Verfestigung des Aufenthalts eintritt (vgl. BT-Drucks. 18/10211, S.
14). Der Antragsgegner hat vorgetragen, die Antragstellerin habe von April bis
September 2015 ein sog. Erasmussemester im Rahmen ihres italienischen Studiums
absolviert. Gegenteiliges ist weder von der Antragstellerin vorgetragen noch
erkennbar. Damit liegen fÃ¼r April bis September 2015 keine tatsÃ¤chlichen
Anhaltspunkte fÃ¼r die Annahme eines "nicht nur vorÃ¼bergehenden Verweilens"
trotz eines nur sechs Monate andauernden Auslandssemesters und damit fÃ¼r
einen gewÃ¶hnlichen, nicht nur vorÃ¼bergehenden tatsÃ¤chlichen, Aufenthalt im
Bundesgebiet vor (zur PrÃ¼fung des gewÃ¶hnlichen Aufenthalts vgl. z.B. BSG v.
16.06.2015 â�� B 13 R 36/13 R â�� Rn. 24 f.).

Die Antragstellerin hat auch kein â�� von vorgenannter RÃ¼ckausnahme nach Â§ 7
Abs. 1 Satz 4 SGB II zu unterscheidendes (vgl. z.B. BT-Drucks. 18/10211, S. 14) â��
Daueraufenthaltsrecht nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 7, Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU, da sie zudem
nicht glaubhaft gemacht hat, ob und auf welcher (Rechts-) Grundlage sie sich von
Oktober 2015 bis Oktober 2016 und damit ab April 2015 seit nunmehr fÃ¼nf Jahren
stÃ¤ndig rechtmÃ¤Ã�ig im Bundesgebiet aufgehalten hat. Ein aufgrund der
generellen FreizÃ¼gigkeitsvermutung als rechtmÃ¤Ã�ig anzusehender Aufenthalt
genÃ¼gt hierfÃ¼r jedenfalls nicht (vgl. z.B. BSG v. 12.09.2018 â�� B 14 AS 18/17 R
â�� Rn. 26).

Aufgrund des Leistungsausschlusses nach dem SGB II ist hilfsweise die Beigeladene
als zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger der Sozialhilfe (Â§ 3 Abs. 2 Satz 1, Â§ 97 Abs. 1, Â§ 98 Abs.
1 Satz 1 SGB XII i.V.m. Â§ 11 Abs. 1 SÃ¤chsAGSGB) leistungspflichtig, da Â§ 21 Satz
1 SGB XII der Anwendung des SGB XII nicht entgegensteht (vgl. nur BSG v.
09.08.2018 â�� B 14 AS 32/17 R â�� Rn. 24 ff.), die Kenntnis des Antragsgegners
der Beigeladenen zuzurechnen ist (Â§ 18 Abs. 1 SGB XII, vgl. nur BSG v. 12.09.2018
â�� B 14 AS 18/17 R â�� Rn. 26), die Antragstellerin als italienische
StaatsangehÃ¶rige dem Gleichbehandlungsgebot nach Art. 1 EFA (BGBl. II 1956,
564) unterliegt und die Voraussetzungen fÃ¼r die Erbringung von Hilfe zum
Lebensunterhalt glaubhaft gemacht sind.

Materiell-rechtlich bemisst sich der Anspruch nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 5 SGB XII (in
der seit dem 01.01.2005 unverÃ¤ndert geltenden Fassung des Gesetzes vom
27.12.2003, BGBl. I 3022) i.V.m. Â§ 19 Abs. 1, Â§ 27 ff. SGB XII (jeweils i.d.F. des
Gesetzes v. 24.03.2011, BGBl. I 453, soweit nicht anders angegeben).

Beim EFA handelt es sich â�� als unmittelbar geltendes Bundesrecht â�� um
Rechtsvorschriften i.S.d. Â§ 23 Abs. 1 Satz 5 SGB XII, dessen persÃ¶nlicher (Italien
ist Unterzeichnerstaat, die Antragstellerin italienische StaatsangehÃ¶rige) und
sachlicher ("FÃ¼rsorge" i.S.d. Art. 1 EFA, vgl. Art. 2a Buchst i EFA; anders als fÃ¼r
Leistungen nach dem SGB II kein Vorbehalt fÃ¼r die Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem SGB XII, vgl. Bekanntmachung vom 31.01.2012, BGBl. II 144, i.d.F. der
Bekanntmachung vom 03.04.2012, BGBl. II 470) Anwendungsbereich gegeben ist
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(vgl. hierzu nur BSG v. 25.04.2018 â�� B 8 SO 20/16 R â�� Rn. 24 f. und BSG v.
09.08.2018 â�� B 14 AS 32/17 R â�� Rn. 34).

Die Antragstellerin hat glaubhaft gemacht, sich nach Abbruch ihrer Ausbildung zum
31.01.2020 erneut um Arbeit bemÃ¼ht zu haben, in dem sie Bewerbungen und
Reaktionen hierzu aus Januar und Februar 2020 vorlegte. Unter BerÃ¼cksichtigung
der seit MÃ¤rz 2020 im Bundesgebiet und im Freistaat Sachsen geltenden
Regelungen zur Verlangsamung von Infektionen mit dem neuartigen Coronavirus
und deren Auswirkungen auch auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (vgl. hierzu nur
https://www.bundesregierung.de/ ) Coronavirus in Deutschland,
https://www.coronavirus.sachsen.de, https://www.arbeitsagentur.de) genÃ¼gt dies
derzeit, um bei der Antragstellerin ab MÃ¤rz 2020 von einer bestehenden
materiellen FreizÃ¼gigkeitsberechtigung der Antragstellerin nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1a
FreizÃ¼gG/EU ausgehen zu kÃ¶nnen. Damit hÃ¤lt sie sich erlaubt i.S.d. Art. 11 EFA
in Deutschland auf (vgl. nur BSG v. 09.08.2018 â�� B 14 AS 32/17 R â�� Rn. 34).
Der Anwendung des Art. 1 EFA steht auch nicht Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII
(i.d.F. des Gesetzes v. 22.12.2016, BGBl. I 3155) entgegen (vgl. z.B. LSG Berlin-
Brandenburg v. 20.06.2017 â�� L 15 SO 104/17 B ER â�� juris Rn. 21 ff., LSG Baden-
WÃ¼rttemberg v. 03.12.2018 â�� L 7 SO 4027/18 ER-B â�� juris Rn. 31, LSG Berlin-
Brandenburg v. 14.03.2019 â�� L 15 SO 15/19 B ER â�� juris Rn. 6, LSG Baden-
WÃ¼rttemberg v. 17.04.2019 â�� L 2 SO 1477/18 â�� juris Rn. 33 sowie z.B. Birk in:
Bieritz-Harder/Conradis/Thie, SGB XII, 11. Aufl. 2018, Â§ 23 Rn. 34, Fasselt in:
Ehmann/Karmanski/Kuhn-Zuber, Gesamtkommentar SRB, 2. Aufl. 2018, Â§ 23 SGB
XII Rn. 16, Groth in: BeckOK-SGB XII, Â§ 23 Rn. 16d, Stand: 01.03.2020, Siefert in:
jurisPK-SGB XII, 3. Aufl., Â§ 23 Rn. 41 ff., 83 und Schlette in: Hauck/Noftz, SGB XII,
Â§ 23 Rn. 23 ff., 51, Stand: 06/19; a.A. z.B. LSG Berlin-Brandenburg v. 23.10.2017
â�� L 31 AS 2007/17 B ER â�� juris Rn. 25, was indes auf einem nicht
Ã¼berzeugenden VerstÃ¤ndnis zu Â§ 21 SGB XII beruht, vgl. hierzu weiterhin insb.
BSG v. 20.08.2017 â�� B 14 AS 31/16 R â�� Rn. 32 ff.; ebenso a.A. z.B. LSG
Niedersachsen-Bremen v. 22.05.2018 â�� L 11 AS 1013/17 B ER â�� juris Rn. 35
unter Berufung auf BT-Drucks. 18/10211, S. 14 f., die sich indes hierzu nicht
verhÃ¤lt).

SchlieÃ�lich hat die Antragstellerin glaubhaft gemacht, ihren notwendigen
Lebensunterhalt seit April 2020 nicht (mehr) aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln
bestreiten zu kÃ¶nnen (Â§ 27 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 SGB XII). Anhaltspunkte fÃ¼r
Einkommen oder erhebliches VermÃ¶gen (vgl. Â§ 141 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 Halbs. 1
SGB XII i.d.F. des Gesetzes v. 27.03.2020, BGBl. I 575) liegen nicht vor. Die
kopfteiligen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft (244,87 EUR) und Heizung (39,50 EUR)
sind in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he als Bedarfe anzuerkennen (Â§ 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4
Satz 1, Â§ 141 Abs. 3 SGB XII). Auch dabei (zum Regelbedarf von 432,- EUR
monatlich vgl. oben) ist der Senat weder von einer Einsatzgemeinschaft (Â§ 20 Satz
1 SGB XII) noch einer Haushaltsgemeinschaft (Â§ 39 Abs. 1 Satz 1 SGB XII) mit
Herrn V â�¦ ausgegangen, da hierfÃ¼r bislang allenfalls aus der Vergangenheit
Hinweistatsachen bestehen, die allenfalls Ermittlungen rechtfertigen, die indes dem
Hauptsachverfahren vorbehalten bleiben kÃ¶nnen. Somit ergibt sich ein Anspruch
auf 716,37 EUR monatlich, der antragsgemÃ¤Ã� (Â§ 123 SGG) auf 714,- EUR
monatlich beschrÃ¤nkt wurde.
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Die zeitliche Begrenzung der einstweiligen Anordnung bis September 2020
berÃ¼cksichtigt mÃ¶gliche Ã�nderungen beim Aufenthaltsrecht der Antragstellerin
und entspricht im Ã�brigen ebenso dem Antragsbegehren. Die Kostenentscheidung
beruht auf Â§ 193 SGG. Sie berÃ¼cksichtigt den Ausgang des Verfahrens in den
jeweiligen RechtszÃ¼gen (zur gesonderten Betrachtung trotz des Grundsatzes der
Einheitlichkeit der Kostengrundentscheidung vgl. z.B. Gutzler in: BeckOGK, SGG, Â§
193 Rn. 4, Stand 01.09.2019, und Wehrhahn in: jurisPK-SGG, Â§ 193 Rn. 15).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 10.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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